
Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten und Auslagen für 
Leistungen des Gutachterausschusses und seiner Geschäftsstelle 

(Leipziger Gutachterausschusskostensatzung) 

Aufgrund von §§ 1, 2 und 8a des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 116), das durch Artikel 2 Absatz 17 des 
Gesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl. S.245) geändert worden ist, sowie § 19 Abs. 3 der 
Sächsischen Gutachterausschussverordnung (SächsGAVO) vom 15. November 2011, zuletzt durch 
die Verordnung vom 10. August 2014 (SächsGVBl. S. 455) geändert, in Verbindung mit § 4 der 
Sächsischen Gemeindeordnung hat die Ratsversammlung der Stadt Leipzig in ihrer Sitzung am       
21.04.2021 folgende Gutachterausschusskostensatzung beschlossen: 
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§ 1 Kostenpflicht 
 
(1) Die Stadt Leipzig erhebt für Amtshandlungen und sonstige öffentlich-rechtliche Leistungen des 

Gutachterausschusses für Grundstückswerte in der Stadt Leipzig und dessen Geschäftsstelle 
Kosten, welche Gebühren und Auslagen umfassen. 

(2) Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Gebühren zu Grunde liegen, 
der Umsatzsteuer unterliegen, werden die Gebühren nach dieser Satzung zuzüglich der 
Umsatzsteuer entsprechend der jeweils gesetzlich festgelegten Höhe erhoben. 

(3) Wird der Gutachterausschuss oder dessen Geschäftsstelle von einem Gericht oder der 
Staatsanwaltschaft zu Beweiszwecken herangezogen, dann erfolgt die Vergütung und 
Entschädigung nach dem Gesetz über die Vergütung von Sachverständigen, 
Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Übersetzerinnen und Übersetzern sowie die Entschädigung 
von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richter, Zeuginnen, Zeugen und Dritten 
(Justizvergütungs- und entschädigungsgesetz - JVEG).  

(4) Unberührt bleiben Kostenregelungen in Bundes- und Landesgesetzen sowie in Rechtsakten 
der Europäischen Union. 

§ 2 Kostenschuldner/-in, Haftung 
 
(1) Kostenschuldner/ Kostenschuldnerin ist, wer die Leistung veranlasst oder in wessen Interesse 

sie vorgenommen wird. 

(2) Mehrere Kostenschuldner/ Kostenschuldnerinnen haften gesamtschuldnerisch. 

(3) Neben der Kostenschuldnerin/ dem Kostenschuldner haftet, wer die Kostenschuld durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Gutachterausschuss übernommen hat; dies gilt auch für 
diejenige/ denjenigen, der für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

§ 3 Höhe der Verwaltungsgebühren 
 
(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühren bemisst sich nach dem Kostenverzeichnis, das Anlage 

dieser Satzung ist. 

(2) Sind für die Festlegung von Gebühren Mindest- und Höchstsätze bestimmt, so sind die 
Gebührensätze so zu bemessen, dass zwischen der den Verwaltungsaufwand 
berücksichtigenden Höhe der Gebühr einerseits und der Bedeutung, dem wirtschaftlichen Wert 
oder dem sonstigen Nutzen der Amtshandlung oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Leistung 
andererseits ein angemessenes Verhältnis besteht. 

(3) Für Amtshandlungen, die nicht im Kostenverzeichnis enthalten sind, wird ein Kostensatz 
erhoben, der nach den im Kostenverzeichnis bewerteten vergleichbaren Amtshandlungen zu 
bemessen ist. 

(4) Fehlt eine vergleichbare Amtshandlung, so werden Gebühren nach § 8a SächsKAG in 
Verbindung mit § 4 Abs. 2 SächsVwKG erhoben. 

 



§ 4 Besondere Sachverständige, erhöhte Auslagen bzw. Aufwendungen 
 
(1) Werden mit Zustimmung der Kostenschuldnerin/ des Kostenschuldners Sachverständige bei 

der Wertermittlung zugezogen, so hat die Kostenschuldnerin/ der Kostenschuldner die 
hierdurch entstehenden Auslagen neben den Gebühren nach dieser Satzung zu entrichten. 

(2) Soweit die sonstigen Auslagen das übliche Maß übersteigen, sind sie zusätzlich zu ersetzen.  

(3) Veranlasst die Antragstellerin/ der Antragsteller den Gutachterausschuss oder dessen 
Geschäftsstelle nach Abschluss der Wertermittlung zu einer Erörterung von 
Gegenvorstellungen ohne Auswirkungen auf die Wertaussage des Gutachtens, werden hierfür 
Kosten analog des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes (JVEG) erhoben.  

(4) Für zusätzlichen Aufwand (wie z.B. zusätzliche Besprechungen auf Veranlassung des 
Antragstellers, zusätzliche Ausarbeitung auf Verlangen des Antragstellers, zusätzlicher 
Ortstermin usw.) werden Kosten analog dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz 
(JVEG) erhoben.  

§ 5 Entstehung und Fälligkeit 
 
(1) Die Kosten entstehen mit der Beendigung der Wertermittlung oder der sonstigen öffentlich-

rechtlichen Leistung oder bei Rücknahme oder Erledigung des Antrags. 

(2) Die Kosten werden einen Monat nach Bekanntgabe des Kostenbescheides fällig. 

(3) Bei der Erbringung einer öffentlich-rechtlichen Leistung in elektronischer Form und bei der 
Aufforderung des Leistungsempfängers innerhalb des elektronischen Verfahrens zur sofortigen 
Zahlung, entsteht der Verwaltungskostenanspruch abweichend von Abs. 1 und 2 im Zeitpunkt 
dieser Aufforderung. 

§ 6 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung und das Kostenverzeichnis treten am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Die Regelung des § 3 Abs. 1 dieser Satzung in Verbindung mit den Tarifstellen 3.1 und 3.2 des 
Gebührenverzeichnisses treten rückwirkend zum 07.10.2020 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Gutachterausschusskostensatzung vom 17.04.2013 außer Kraft. 

 
 
 
Leipzig, den 21.04.2021 
 
 
 
gez. Burkhard Jung 
Oberbürgermeister  
der Stadt Leipzig 
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